
Nachschlagewerk: ja 
BGHZ: nein

BGB §638 Abs. 1

Läßt ein Subunternehmer Gegenstände, die für ein bestimmtes 
Bauwerk verwendet werden sollen, zuvor von einem weiteren 
Subunternehmer bearbeiten, so handelt es sich bei dessen Ar­
beiten jedenfalls -dann um solche "bei Bauwerken", wenn der 
weitere Subunternehmer die Zweckbestimmung seiner Leistung 
kennt. Die Verjährungsfrist beträgt in einem solchen Fall 
fünf Jahre (im Anschluß an BGHZ 72, 206).
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Der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 26. April 1990 durch den 
Vorsitzenden Richter Dr. Lang sowie die Richter 
Prof. Quack, Dr. Thode, Hausmann und Dr. Wiebel

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das 
Urteil des 2. Zivilsenats des Oberlan­
desgerichts Frankfurt vom 22. April 
1988 aufgehoben. Die Sache wird zur 
neuen Verhandlung und Entscheidung, 
auch über die Kosten der Revision, an 
das Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


3

Tatbestand;

Der Kläger lieferte 1979/1950'der Firma R. GmbH Filter­
behälter für mehrere städtische Schwimmbadanlagen, die die 
Firma R. GmbH alsdann einbaute. Der Beklagte stellte als 
Subunternehmer des Klägers die Innenbeschichtung der Be­
hälter her.

In den entsprechenden Werkverträgen der Parteien über­
nahm der Beklagte eine Garantie, die für die Objekte 
Viernheim 12 Monate, Brunsbüttel und Steinheim 24 Monate so­
wie Pfullingen 60 Monate betrug. Die Firma R. GmbH teilte 
dem Kläger Ende 1981 Mängel an der Beschichtung der Behälter 
der Schwimmbadanlagen in Brunsbüttel, Pfullingen und 
Steinheim mit und bat um Beseitigung, Der vom Kläger hier­
über unterrichtete Beklagte erklärte sich im Mai 1982 zur 
Nachbesserung bereit. Er wurde in der Folgezeit mehrfach zur 
Beseitigung von Mängeln tätig. Im April 1985 lehnte er seine 
Verantwortlichkeit für die Mängel ab.

Da die Firma R. GmbH einen Teil der dem Kläger zugesag­
ten Vergütung wegen der Mängel zurückhielt, nahm der Kläger 
Bankbürgschaften von insgesamt 105.000 DM in Anspruch, um 
die Firma R. GmbH zu veranlassen, die zurückgehaltenen Be­
träge an ihn auszuzahlen. Die hierfür gezahlten Zinsen und 
Avalgebühren macht der Kläger als Schadensersatz gegen den 
Beklagten geltend. Er verlangt ferner Ersatz von Aufwendun­
gen und Unkosten im Zusammenhang mit der Beseitigung von 
Mängeln an den Behältern in sämtlichen vier Schwimmbadan- 
lagen.
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Der Kläger hat mit dem dem Beklagten am 12. November 
1985 zugestellten Mahnbescheid 52.822,98 DM nebst Zinsen 
begehrt. Das Landgericht hat die Klage wegen Verjährung ab­
gewiesen. Die Berufung des Klägers, mit der er noch einen 
Betrag von 52.642,01 DM nebst Zinsen geltend gemacht hat, 
ist erfolglos geblieben. Mit der - angenommenen - Revision, 
die der Beklagte zurückzuweisen bittet, verfolgt der Kläger 
seinen Anspruch weiter.

Entscheidunqsqründe:

I .

Das Berufungsgericht nimmt an, Ansprüche des Klägers 
könnten sich aus § 635 BGB, gegebenenfalls auch aus § 633 
Abs. 3 BGB ergeben. Etwaige Ansprüche seien jedoch verjährt. 
Die Haftung des Beklagten unterliege einer sechsmonatigen 
Verjährung, da es sich weder um Arbeiten an einem Grundstück 
noch um solche bei Bauwerken gehandelt habe. Die zwischen 
den Parteien vereinbarte Garantie, die bei allen Objekten 
die gesetzliche Verjährungsfrist übersteige, sei dahin aus­
zulegen, daß die Verjährungsfrist mit Eintritt des jeweili­
gen Garantiefalls zu laufen begonnen habe. Soweit sich der 
Beklagte auf Nachbesserungsarbeiten eingelassen habe, sei 
dies jedoch nach Ablauf der Verjährungsfrist geschehen.
Darin liege kein Verzicht auf die Einrede der Verjährung. 
Auch wenn insgesamt eine Hemmung der Verjährung unterstellt 
werde, habe sie aufgrund des Schreibens des Beklagten vom 
15. April 1985 geendet, in dem dieser seine Verantwortlich­
keit für die aufgetretenen Mängel abgestritten habe. Bei
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Einreichung des Antrages auf Erlaß des Mahnbescheides sei 
die Verjährung bereits eingetreten gewesen.

II.

Dagegen wendet sich die Revision mit Erfolg.

Die vom Berufungsgericht getroffenen Feststellungen 
rechtfertigen nicht die Annahme, die Ansprüche des Klägers 
seien verjährt.

1. Entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts gilt 
gemäß § 638 Abs. 1 BGB eine fünfjährige Verjährungsfrist, da 
die Leistung des Beklagten eine Arbeit "bei Bauwerken” dar­
stellt.

a) Das Beschichten der maßgefertigten Behälter ist eine 
Arbeit "bei Bauwerken". Denn unter Arbeiten bei Bauwerken im 
Sinne des § 638 Abs. 1 BGB ist nicht nur die Ausführung 
eines Baues als Ganzes, sondern auch die Herstellung der 
einzelnen Bauteile oder Bauglieder zu verstehen, ohne daß es 
darauf ankommt, ob sie einen äußerlich hervortretenden, kör­
perlich abgesetzten Teil des Baues, darstellen (BGH2 19, 319, 
321 f). So hat der Senat in einem dem hier vorliegenden 
vergleichbaren Fall das Eloxieren noch einzubauender Fen­
ster- und Türrahmen als Arbeit bei Bauwerken angesehen 
(BGHZ 72, 206). Auch bei dem Beschichten der für konkrete 
Bauvorhaben gefertigten Behälter, das diese dauerhaft vor 
Verrostungen schützen soll, handelt es sich um eine ergän­
zende bautechnische Leistung für ein zu errichtendes Bau­
werk .
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Dabei macht es keinen Unterschied, ob ein Bau einheit­
lich in Auftrag gegeben worden ist oder ob die zur Gesamt­
herstellung erforderlichen einzelnen Werkleistungen ver­
schiedenen Unternehmern und Handwerkern aufgetragen worden 
sind (Senat BGHZ 53, 43).

b) Der Beklagte hat mit seiner Leistung als Sub-Subun­
ter nehmer auch bei der■Errichtung eines bestimmten Bauwerkes 
mitgewirkt.

aa) Der Senat hat die fünfjährige Verjährungsfrist in 
einem Fall angewandt, in dem ein Bauhandwerker Gegenstände, 
die er bei einem bestimmten Bauwerk verwenden wollte, von 
einem anderen Unternehmer zuvor noch bearbeiten ließ. Zur 
Begründung hat der Senat ausgeführt, es sei vom Gesetzes­
wortlaut des § 638 Abs. 1 BGB sowie vom Gesetzessinn die 
Auslegung gedeckt, nach der es sich auch dann um Arbeiten 
"bei Bauwerken" handele, wenn Werkleistungen, die der Er­
richtung eines bestimmten Gebäudes dienen, nicht auf der 
Baustelle und nicht von dem vom Bauherrn beauftragten Haupt­
unternehmer, sondern von dessen Subunternehmer erbracht wer­
den (BGHZ 72, 206, 209). Diese Rechtsprechung, die im 
Schrifttum Zustimmung gefunden hat (Soergel in HünchKpmm 
BGB, 2. Auf1., § 638 Rdn. 29; Werner/Pastor, Der Bauprozeß, 
6. Aufl., Rdn. 2078; Hochstein in Schäfer/Finnern/Hochstein, 
Anm. zu § 638 Nr. 4 BGB; Locher, Das private Baurecht,
4. Aufl-, Rdn. 49), hat der Senat in einem ähnlich gelager­
ten Fall bestätigt (NJW 1980, 2081).

bb) Nach dieser Auslegung des § 638 Abs. 1 BGB ist auch 
im vorliegenden Fall, in dem der Kläger als Subunternehmer



seinerseits einen Teil der ihm übertragenen Arbeiten vom Be­
klagten als weiterem Subunternehmer ausführen ließ, die 
fünfjährige Verjährungsfrist anzuwenden. Wenn nämlich der 
Subunternehmer dem Bauhandwerker, der dem Bauherrn fünf 
Jahre lang für die von ihm in das Gebäude eingebauten Teile 
haftet, seinerseits fünf Jahre lang für seine Leistung bei 
einem konkreten Bauvorhaben einzustehen hat, so ist die An­
wendung der langen Verjährungsfrist im Verhältnis zwischen 
den Parteien gleichfalls sachgerecht. Denn gerade bei Bau­
werken zeigen sich Mängel der Konstruktion und des Materials 
oft nicht schon kurze Zeit nach Beginn der Nutzung, sondern 
erst erheblich später (Senat BGHZ 72, 206, 208 m.w.N.). Hier 
haben die Mängel der vom Beklagten aufgetragenen Beschich­
tung, deren Ursache das Berufungsgericht offengelassen hat 
und die daher als vom Beklagten zu verantworten anzusehen 
sind, zwangsläufig zu Mängeln an den Schwimmbadanlagen 
selbst geführt.

Entgegen der Auffassung des Berufungsgerichtes ist es 
für die Frage der Dauer der Verjährungsfrist unerheblich, 
daß der Kläger den Einbau der Behälter nicht als eigene Lei­
stung gegenüber dem Bauherrn zu erbringen hatte. Maßgebli­
ches Kriterium ist vielmehr, ob die Werkleistung des Unter­
nehmers zur Errichtung eines bestimmten Bauwerks dient, ohne 
daß eine Differenzierung danach geboten wäre, ob ein späte­
rer Mangel auf der Leistung des Hauptunternehmers, des Sub­
unternehmers oder des von jenem mit einem bestimmten Teil 
der Arbeit beauftragten weiteren Subunternehmers beruht.
Hier hatte der Beklagte Behälter, die der Kläger nach spe­
ziellen Maßvorgaben gefertigt hatte, von innen beschichtet.
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Die Behälter wurden alsdann an die für den Einbau in be­
stimmte Schwimmbadanlagen zuständige Firma R. GmbH gelie­
fert, montiert und für die jeweiligen Bauvorhaben mit unter­
schiedlichen Bedingungen garantiert. Damit trat die objektiv 
notwendige Beziehung der Arbeit des Beklagten zu konkreten 
Bauwerken deutlich hervor {vgl. BGHZ 7 2, 206, 210).

Der Senat hat in den bisher entschiedenen Fällen die 
Frage offengelassen, ob es darüber hinaus regelmäßig erfor­
derlich ist, daß dem Subunternehmer die Verwendung der bear­
beiteten Teile für ein bestimmtes Bauwerk erkennbar ist. 
Diese Frage braucht auch hier nicht entschieden zu werden. 
Denn der Beklagte kannte die Bestimmung seiner Arbeiten und 
die weitere Verwendung der von ihm beschichteten Behälter. 
Dies folgt bereits aus der von ihm für die jeweilige 
Schwimmbadanlage gegebenen Garantie.

2. Der Senat kann die Frage der Verjährung mangels hin­
reichender Feststellungen des Berufungsgerichtes zur Bedeu­
tung der vom Beklagten übernommenen Garantie nicht selbst 
entscheiden. Im Ausgangspunkt zutreffend weist das Beru­
fungsgericht darauf hin, die Bedeutung einer zeitlich be­
grenzten Garantieübernahme sei durch Auslegung zu ermitteln. 
Dabei hat es - von seinem Standpunkt aus zu Recht - die zwi­
schen den Parteien vereinbarte Garantie dahin ausgelegt, die 
Verjährungsfrist beginne nicht mit der Abnahme der Werklei­
stung, sondern erst mit der Entdeckung des Mangels zu lau­
fen. Diese Auslegung, die in erster Linie Sache des Tatrich­
ters ist, entspricht der Rechtsprechung des Bundesgerichts­
hofes für die Fälle, in denen die Garantiefrist die Dauer 
der Verjährungsfrist übersteigt (BGH NJW 1979, 645). Hier
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aber stimmt die Dauer der Garantiefrist nur in einem Fall 
(Schwimmbadanlage Pfullingen) mit der Verjährungsfrist 
überein, während sie in den übrigen- Fällen deutlich kürzer 
als die Verjährungsfrist ist. Das Berufungsgericht wird den 
Parteien Gelegenheit zu ergänzendem Sachvortrag zur Bedeu­
tung der begrenzten Garantieübernahme durch den Beklagten zu 
geben und die Vereinbarungen der Parteien unter Beachtung 
der Rechtsauffassung des Senats alsdann erneut auszulegen 
haben.

3. Da der Senat nach alledem nicht selbst gemäß S 565 
Abs. 3 Nr. 1 ZPO entscheiden kann, war das Urteil aufzuheben 
und die Sache zur neuen Verhandlung und Entscheidung, auch 
über die Kosten des Revisionsverfahrens, an das Berufungs­
gericht 2urückzuverweisen.

Lang
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